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Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Wirtschafts- und Währungspolitik in der 
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Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

eine Mitteilung der Kommission an den Rat und den Ent- 
wurf einer Entschließung des Rates für die Gestaltung der 
Währungs- und Finanzbeziehungen in der Gemeinsdiaft. 

Die Kommissionsmitteilung sowie der Entschließungsentwurf 
sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 12. Januar 1972 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
sdiafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Rat wird sich voraussichtlich anläßlich seiner Ratstagung 
am 28. /29. Februar 1972 mit dem Fragenkomplex befassen. 
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Gestaltung der Währungs- und Finanzbeziehungen 
in der Gemeinschaft 


Mitteilung der Kommission an den Rat 


1. Die Beschlüsse der Minister der Mitgliedsländer 
der Zehnergruppe vom 18. Dezember 1971 umfas- 
sen 

— einerseits die Festsetzung neuer Wechselkurs- 
relationen in Form von Paritäten oder Mittel- 
kursen; 

— andererseits eine vorübergehende Erweiterung 
der Bandbreiten der Wechselkurse um plus oder 
minus 2,25 ^/o zu beiden Seiten der neuen Wech- 
selkurse. 

Diese Beschlüsse haben es ermöglicht, zwischen den 
Mitgliedsländern der Gemeinschaft ausgewogenere 
Wechselkursbeziehungen herzustellen als diejeni- 
gen, die sich aus der Verschiedenheit der Wechsel- 
kurssysteme ergaben, die seit dem 10. Mai 1971 
bestanden. 

Die differenzierte Neuordnung der Währungsver- 
hältnisse wird durch die Beseitigung der Einfuhr- 
steuer und der diskriminierenden Maßnahmen er- 
gänzt, welche die Regierung der Vereinigten Staa- 
ten am 15. August 1971 eingeführt oder ins Auge 
gefaßt hatte. 

Die Vereinbarungen von Washington beenden somit 
die Unsicherheit und Ungewißheit, die in den näch- 
sten Monaten das Wirtschaftswachstum, die Beschäf- 
tigung und den Handel in der westlichen Welt hät- 
ten ernstlich beeinträchtigen können. Sie stellen 
indessen keineswegs eine vollständige Regelung der 
internationalen Währungskrise dar. 

Aus dieser Lage ergeben sich für das Funktionieren 
der Gemeinschaft drei Hauptprobleme: 

— Erstens würde die nunmehr auf internationaler 

Ebene erlaubte Erweiterung der Bandbreiten er- 
hebliche Schwierigkeiten mit sich bringen, falls 
sie auf die innergemeinschaftlichen Wechselkurs- 
beziehungen angewendet würde. Falls die Län- 
der der Gemeinschaft nämlich Bandbreiten von 
± 2,25 ^/o gegenüber allen Währungen, ein- 

schließlich den Währungen ihrer Partner in der 
Gemeinschaft, einführen würden, könnte die 
Veränderung der Kursverhältnisse zwischen 
zwei Währungen der Gemeinschaft 9 ^/o errei- 
chen, wenn die Zentralbanken auf den Devisen- 
märkten weiterhin in Dollar intervenieren wür- 
den. Eine solche Lage würde die zentrale Rolle 
des Dollars in den innergemeinschaftlichen Wäh- 
rungsbeziehungen sanktionieren, überdies wür- 
de sie die Wettbewerbsbedingungen im Handel 
mit gewerblichen Gütern und im Dienstleistungs- 


verkehr beeinträchtigen, das Funktionieren des 
gemeinsamen Agrarmarktes desorganisieren und 
die Konvergenz der Wirtschaftspolitiken behin- 
dern, die für das ausgewogene Funktionieren der 
Gemeinschaft wie auch für die schrittweise Ver- 
wirklichung einer Wirtschafts- und Währungs- 
union notwendig ist. 

— Zweitens wurde in Washington keine Maßnahme 
für die Rückkehr des Dollars zur Konvertierbar- 
keit getroffen. Diese Frage steht lediglich auf 
der Tagesordnung künftiger Verhandlungen. 
Falls die Modalitäten der Interventionen der 
Zentralbanken auf den Devisenmärkten nicht ge- 
ändert würden, müßten sie eine nicht-konvertible 
Interventionswährung, den Dollar, verwenden. 
Sie könnten dann gezwungen sein, Dollargut- 
haben anzusammeln, ohne daß sie eine Garantie 
hätten, diese Guthaben in Reserveinstrumente 
oder in andere Währungen konvertieren zu 
können. 

— Schließlich können die Festsetzung realistischer 
Wechselkurse und die Erweiterung der Band- 
breiten zwar zu einer Normalisierung der Kapi- 
talbewegungen beitragen, aber es wurde keiner- 
lei Maßnahme zur Regulierung des internationa- 
len Kapitalmarktes getroffen. Normalerweise 
kann man davon ausgehen, daß die Wechsel- 
kursneuordnung in den kommenden Monaten zu 
einem Kapitalrückfluß nach den Vereinigten 
Staaten führt. Es ist indessen nicht auszuschlie- 
ßen, daß spekulative Kapitalbewegungen künf- 
tig erneut einen starken Druck auf gewisse euro- 
päische Währungen ausüben und in der Gemein- 
schaft ähnliche Störungen verursachen wie die, 
die in den letzten Jahren zu beobachten waren. 

Um diesen Problemen zu begegnen, muß die Ge- 
meinschaft entsprechend dem Programm für die 
Wirtschafts- und Währungsunion, mit dessen Ver- 
wirklichung sie begonnen hat, die währungspoliti- 
sche Zusammenarbeit ihrer Mitglieder verstärken 
und wirksam organisieren; an dieser Aktion könn- 
ten sich die beitrittswilligen Länder und, sofern sie 
es wünschen, auch andere europäische Länder be- 
teiligen. 

Nach Ansicht der Kommission wäre es wichtig, daß 
die Gemeinschaft auf der Grundlage der Arbeiten 
im Ausschuß der Zentralbankpräsidenten und des 
Währungsausschusses möglichst rasch ein besonde- 
res Wechselkurssystem für die Währungen der Mit- 
gliedstaaten einführt und sich außerdem die Instru- 
mente für eine abgestimmte Politik gegenüber 
übermäßigen Kapitalzuflüssen gibt. 
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2. Das besondere Wechselkurssystem für die Wäh- 
rungen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
könnte entsprechend den Elementen im Bericht des 
Ausschusses der Zentralbankpräsidenten vom 1. Au- 
gust 1970 folgende Merkmale aufweisen: 

— die Bandbreiten der Wechselkurse zwischen 
Währungen dieser Länder wären enger als die- 
jenigen, die gegenwärtig international erlaubt 
sind; 

— die Zentralbanken würden auf dem Devisen- 
markt koordinierte Interventionen in Gemein- 
schaftswährungen wie auch in Dollar vorneh- 
men; 

— es würde ein Fonds für währungspolitische Zu- 
sammenarbeit geschaffen, der mit der Regulari- 
sierung der Devisentransaktionen beauftragt 
würde und für diese Transaktionen eine euro- 
päische Rechnungseinheit verwenden würde. 

A. Verringerung der erlaubten Bandbreiten 
z^vlschen den Gemeinschaftswährungen 

ln den Schlußfolgerungen seiner Arbeiten vom 8. 
und 9. Juli 1970 und später in der Entschließung 
vom 22. März 1971 hat der Rat vereinbart, daß die 
Gemeinschaft in den Wechsel kursbeziehungen zwi- 
schen Mitgliedsländern nicht von etwaigen Vor- 
schriften Gebrauch machen darf, die eine Auflocke- 
rung des internationalen Wechselkurssystems er- 
möglichen. 

Entsprechend diesen Beschlüssen muß die Normali- 
sierung der innergemeinschaftlichen Wechselkurs- 
beziehungen die Wiedtuhei Stellung der Bandbreiten 
zwischen den Währungen der Mitgliedsländer um- 
fassen, die vor dem 9. Mai 1971 in Kraft waren, 
also 0,75 ‘f 0 beiderseits der Paritäten. Dies bedeutet, 
daß der Abstand zwischen dem Kurs der am stärk- 
sten bewerteten Währung und dem Kurs der am 
schwächsten bewerteten Währung der Gemeinschaft 
zu einem gegebenen Zeitpunkt 1,5 't/o nicht über- 
schreiten kann. Die Rückkehr zu dieser Situation 
stellt ein Ziel dar, das so rasch wie möglich erreicht 
^v^erden muß. 

Wenn die Mitgliedstaaten jedoch wegen der tief- 
greifenden Störungen auf den Devisenmärkten in 
den letzten Monaten befürchten sollten, daß die 
sofortige Rückkehr zu solchen Bandbreiten zu ge- 
wissen Spannungen führt, könnten für eine Über- 
gangszeit erweiterte Bandbreiten sogar zwischen 
den Gemeinschaftswährungen akzeptiert werden. 

Man müßte dann aber zumindest darüber sorgen, 
daß nicht eine Diskriminierung zugunsten des Dol- 
lars aufrechterhalten wird, die durch die Erweite- 
rung der Bandbreiten erheblich vergrößert würde. 
Eine neutrale Situation in dieser Hinsicht würde 
erreicht, wenn der maximale Abstand zwischen zwei 
Gemeinschaftswährungen in einem gegebenen Zeit- 
punkt auf 2,25 ^/o festgesetzt würde. Um einen An- 


fang mit der währungspolitischen Eigenständigkeit 
der Gemeinschaft zu machen, wäre es jedoch er- 
wünscht, diesen maximalen Abstand auf 2 ^/o fest- 
zusetzen. 

Auf diese Weise würden eine gewisse Flexibilität 
in die innergemeinschaftlichen Währungsbeziehun- 
gen eingeführt und gleichzeitig die Nachteile einer 
Erweiterung der Bandbreiten für das Funktionieren 
des gemeinsamen Marktes und insbesondere für 
den gemeinsamen Agrarmarkt begrenzt. Eine stär- 
kere Bandbreitenerweitenmg würde jedenfalls un- 
vermeidlich zu starken Verzerrungen im inner- 
gemeinschaftlichen Handel und im Handel mit Dritt- 
ländern führen. 

Auf jeden Fall dürfte die erwogene Erweiterung nur 
vorübergehend angewendet werden. 


0. Koordinierte Interventionen der Zentralbanken 
auf dem DevisenmariLt 

Um die Kurse der europäischen Währungen gegen- 
über dem Dollar in den Grenzen von plus oder 
minus 2,25 ^/o beiderseits der Mittelkurse und die 
Kurse der europäischen Währungen untereinander 
in den oben genannten Grenzen zu halten, müssen 
die Zentralbanken der Gemeinschaft auf den Devi- 
senmärkten in koordinierter Weise intervenieren. 

Die Zentralbanken müßten ersucht werden, in Ge- 
meinschaltswährungen zu intervenieren, um die 
Einhaltung der Schwankungsbreiten zwischen diesen 
Währungen zu gewährleisten. In Dollar würde 
grundsätzlich nur dann interveniert, wenn die 
Schwankungsbreiten gegenüber dem Ausland er- 
reicht wären. 

Der Ausschuß der Zentralbankpräsidenten würde 
die Richtlinien der nach diesen Grundsätzen zu be- 
treibenden Interventionspolitik festlegcn. 

Um den Problemen zu begegnen, die sich einigen 
Zentralbanken stellen könnten, wenn sie wegen 
ihrer Gemeinschaftsverpflichtungen die auf inter- 
nationaler Ebene erlaubten Bandbreiten nicht voll- 
ständig ausnutzen können, könnte der Ausschuß der 
Zentralbankpräsidenten beschließen, die Lage des 
„Gemeinschafts-Bandes" nach einem angemessenen 
Verfahren zu verändern. 

Die Mechanismen für den kurzfristigen Währungs- 
heistand und für den mittelfristigen finanziellen Bei- 
stand könnten entsprechend den Bedingungen, die 
in den Entscheidungen zur Schaffung dieser Mecha- 
nismen vorgesehen sind, verwendet werden, um 
Nachteile auszugleichen, die sich vielleicht aus der 
Breite des „Gemeinschafts-Bandes" und der von den 
Zentralbanken im gemeinsamen Interesse akzeptier- 
ten Lage dieses Bandes gegenüber Währungen von 
Drittländern ergeben. 
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Die Zentralbanken der Gemeinschaft würden durch 
das neue Interventionssystem auf den Devisenmärk- 
ten gezwungen sein, in ihren Reserven neben den 
verschiedenen schon vorhandenen Reserveinstru- 
menten auch Gemeinschaftswährungen zu halten. 
Für das Halten dieser Währungen würden jedoch 
angemessene Grenzen und Bedingungen gelten, die 
nach Maßgabe einer Harmoniserung der Reserve- 
politiken der Zentralbanken festgelegt würden. 

C. Europäischer Fonds 
für währungspolitisdie Zusammenarbeit 

Um die Koordinierung der Interventionen der Zen- 
tralbanken auf dem Devisenmarkt sowie die Har- 
monisierung ihrer Reservepolitiken zu erleichtern, 
würde ein Europäischer Fonds für währungspoli- 
tische Zusammenarbeit geschaffen, der dem Aus- 
schuß der Zentralbankpräsidenten unterstehen 
würde. 

Aufgabe dieses Fonds wäre es, die sich aus den 
Interventionen auf dem Devisenmarkt ergebenden 
Salden zu verbuchen. Mit diesen Salden würden die 
betreffenden Mitgliedstaaten kreditiert oder be- 
lastet. Die Kontenstände beim Fonds würden unter 
noch zu vereinbarenden Bedingungen - insbeson- 
dere in Verbindung mit dem System für den kurz- 
fristigen Währungsbeistand und dem mittelfristigen 
finanziellen Beistand - ausgeglichen. 

Die Operationen des Fonds würden in einer gemein- 
schaftlichen Rechnungseinheit ausgedrückt, deren 
Wert auf 0,888671 g Feingold festgesetzt würde. 
Diese Einheit würde schrittweise die Aufgaben 
eines Interventionsinstruments auf den Devisen- 
märkten übernehmen. 

Bei ihrem Vorschlag zur Schaffung eines Euro- 
päischen Fonds für währungspolitische Zusammen- 
arbeit ist sich die Kommission darüber im klaren, 
daß Interventionen auf den Devisenmärkten in 
einer ersten Phase individuell von jeder Zentral- 
bank im Rahmen einer Gemeinschaftskonzertierung 
durch den Ausschuß der Zentralbankpräsidenten 
vorgenommen werden könnten. 

Die Technik eines Fonds scheint ihr aber, zumal 
unter den derzeitigen Umständen, gewisse Vorteile 
zu bieten. Sie würde es ermöglichen, eine stärkere 
Solidarität zwischen Zentralbanken der Gemein- 
schaft zu erreichen. Außerdem erlaubt sie es, die 
Dollarpositionen innerhalb der Gemeinschaft besser 
auszugleichen und es zu vermeiden, daß einige 
Länder Dollar ansammeln, während andere Dollars 
verlieren und die Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit 
sich im Gleichgewicht gegenüber den Vereinigten 
Staaten befindet. Schließlich wäre die Einführung 
einer europäischen Rechnungseinheit für die Opera- 
tionen des Fonds ein erster Ausdruck der währungs- 
politischen Eigenständigkeit der Gemeinschaft und 
könnte den Weg für eine schrittweise Verwendung 
dieser Einheit in den gemeinschaftlichen Finanz- 
transaktionen öffnen. 


Die Kommission erinnert daran, daß der Rat in 
seiner Entschließung vom 22. März 1971 den Wäh- 
rungsausschuß und den Ausschuß der Zentralbank- 
präsidenten ersucht hat, „bis spätestens 30. Juni 
1972 in enger Zusammenarbeit einen Bericht über 
Errichtung, Aufgaben und Satzung eines Europäi- 
schen Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit 
zu erstellen''. Die Kommission gibt dem Wunsche 
Ausdruck, daß dieser Bericht bis zum 30, April 1972 
fertig gestellt wird, so daß der Rat vor der nächsten 
Jahresversammlung des Internationalen Währungs- 
fonds darüber beschließen kann. 

3. Zur Gewährleistung der Stabilität eines beson- 
deren Wechselkurssystems der Gemeinschaft und 
insbesondere zur Vermeidung von Störungen, die 
von plötzlichen und massiven kurzfristigen Kapital- 
bewegungen aus Drittländern ausgehen können, 
müssen die Mitgliedstaaten über Instrumente ver- 
fügen, die es gestatten, die Auswirkungen der Er- 
weiterung der Bandbreiten gegenüber der Außen- 
welt zu verstärken, und die sie im Bedarfsfall un- 
verzüglich anwenden können. 

Die Kommission hat dem Rat am 23. Juni 1971 den 
„Vorschlag einer Richtlinie zur Regulierung der 
internationalen Finanzströme und zur Neutralisie- 
rung ihrer unerwünschten Wirkungen auf die bin- 
nenwirtschaftliche Liquidität" vorgelegt. 

Darin wurden folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

— Regulierung der Geldmarktanlagen und die Ver- 
zinsung der Einlagen von Gebietsfremden; 

— Regulierung der Kreditaufnahmen im Ausland 
von Gebietsansässigen; 

— Regulierung der Nettoauslandsposition der Kre- 
ditinstitute; 

— Festsetzung von Mindestreservesätzen, nament- 
lich für Guthaben von Gebietsfremden. 

Damit die Gemeinschaft künftig fähig ist, spekula- 
tive Kapitalzuflüsse auf koordinierte Weise zu be- 
kämpfen, ist es notwendig, daß der Entwurf der 
Richtlinie, die bereits Gegenstand einer Stellung- 
nahme des Währungsausschusses ist, unverzüglich 
vom Rat verabschiedet wird. 

Außerdem wäre es notwendig, daß der Währungs- 
ausschuß dem Rat und der Kommission bis zum 
1. Juni 1972 Bericht erstattet über die Durchfüh- 
rungsbedingungen dieser Richtlinie in den Mitglied- 
staaten und das einzuführende Verfahren, damit im 
Falle von Kapitalzuflüssen in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten unverzüglich Konsultationen im 
Rahmen der zuständigen Gremien der Gemeinschaft 
im Hinblick auf eine Festlegung der Modalitäten 
eines abgestimmten Vorgehens der Mitgliedstaaten 
stattfinden können; diese Modalitäten dürfen die 
fortschreitende Schaffung eines europäischen Kapi- 
talmarktes nicht stören. 
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4. Die Kommission möchte hervorheben, daß die 
Verstärkung der Währungssolidarität in der Ge- 
meinschaft Hand in Hand mit folgenden Maßnah- 
men gehen muß: 

— einer wirksamen Koordinierung der mittel- und 
kurzfristigen Wirtschaftspolitik nach Maßgabe 
der Bestimmungen der Entschließung vom 22. 
März 1971; diese Koordinierung ist besonders 
notwendig im Bereich der Zinssätze. Sie wird 
im Zuge der fortschreitenden Verringerung der 
Bandbreiten innerhalb der Gemeinschaft ver- 
stärkt werden müssen. 

— Maßnahmen zur Erleichterung des Kapitalver- 
kehrs innerhalb der Gemeinschaft und zur För- 
derung des Aufbaus eines europäischen Kapital- 
marktes. 

— Schaffung einer Regionalpolitik im Hinblick auf 
eine Verringerung der bestehenden Disparitäten 
zwischen den verschiedenen Regionen der Ge- 
meinschaft einschließlich der Übertragung der 
notwendigen Ressourcen an die am wenigsten 
begünstigten Regionen, Die Anwendung der 
Entschließung vom 22. März 1971, insbesondere 
die dringliche Verabschiedung der diesbezüg- 
lichen Vorschläge der Kommission, wäre ein 
erster Schritt in clieser Richtung. 


— Intensivierung der Sozialpolitik mit dem Ziel 
einer Förderung der Beschäftigung, der Ausbil- 
dung und der Umschulung der Arbeitnehmer in 
den Mitgliedstaaten. 

5. Die Kommission ist der Auffassung, daß durch 
die gegenwärtigen Umstände der Gemeinschaft eine 
besondere Gelegenheit geboten wird, bedeutende 
und konkrete Fortschritte auf dem Weg der Wirt- 
schafts- und Währungsunion zu erzielen. 

Sie bittet den Rat, auf der Grundlage der vorliegen- 
den Mitteilung, die Beschlüsse über die Einführung 
eines besonderen Wechselkurssystems für die Ge- 
meinschaft und ein abgestimmtes Vorgehen der Ge- 
meinschaft bei übermäßigen Kapitalzuflüssen so 
bald wie möglich zu treffen. 

Sie gibt dem Wunsch Ausdruck, daß die nötigen 
Verbindungen zu den beitrittswilligen Ländern so- 
wie anderen europäischen Ländern, die sich dem 
Vorgehen der Gemeinschaft anzuschließen geden- 
ken, hergestellt werden. 

Die Kommission ist überzeugt, daß die Gemeinschaft 
auf die Weise in die Lage versetzt wird, im Rahmen 
des internationalen Währungssystems eine Zone der 
freien Konvertierbarkeit und Währungsstabilität zu 
bilden. 
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Entwurf einer Entschließung des Rates 
und der Vertreter der Regierung der Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

und 

DIE VERTRETER DER REGIERUNG 
DER MITGLIEDSTAATEN - 

gestützt auf die Mitteilung der Kommission an 
den Rat vom 12. Januar 1972, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Entschließung des Rates und der Vertreter 
der Regierung der Mitgliedstaaten vom 22. März 
1972') hat der Rat beschlossen, daß die Gemein- 
schaft in den Wechselkursbeziehungen zwischen 
Mitgliedstaaten nicht von etwaigen Vorschriften 
Gebrauch machen darf, die eine Auflockerung des 
Internationalen Wechselkurssystems ermöglichen, 
und daß die Gemeinschaft in ihren monetären Be- 
ziehungen zu Drittländern und internationalen Or- 
ganisationen gemeinsame Standpunkte einnehmen 
muß. 

In dem Beschluß des Exekutivrats des Internatio- 
nalen Währungsfonds Nr. 3463 vom 18. Dezember 
1971 wurde vorgesehen, daß die Bandbreiten der 
Wechselkurse zu beiden Seiten der Mittelkurse auf 
± 2,25 ®/o erweitert werden; dies bedeutet, daß in 
den Wcchselkursbeziehungen zwischen zwei Wäh- 
rungen der Gemeinschaft eine maximale Schwan- 
kung von 9 ®/o möglich ist. 

Eine solche Erweiterung der Bandbreiten, die 
künftig auf internationaler Ebene erlaubt ist, kann 
nicht auf die innergemeinschaftlichen Wechselkurs- 
beziehungen angewendet werden, ohne die Wett- 
bewerbsbedingungen im Handel mit gewerblichen 
Gütern und Dienstleistungen zu beeinträchtigen und 
das Funktionieren des Gemeinsamen Agrarmarktes 
zu desorganisieren; außerdem würde sie ein Hinder- 
nis für die Konvergenz der Wirtschaftspolitiken 
sein, die für das ausgewogene Funktionieren der 
Gemeinschaft sowie für die schrittweise Verwirk- 
lichung einer Wirtschafts- und Währungsunion er- 
forderlich ist. 

Daher ist es in den Wechselkursbeziehungen zwi- 
schen Mitgliedstaaten notwendig, zu Bandbreiten 
der Wechselkurse zurückzukehren, die mit den Er- 
fordernisssen des Funktionierens des Gemeinsamen 
Marktes vereinbar sind. Die Rückkehr zu den vor 
dem 9. Mai 1971 geltenden Bandbreiten würde die 
Gefahr mit sich bringen, Schwierigkeiten bei der 
Manipulierung eines Gemeinschafts-Bandes zu ver- 
ursachen, das im Verhältnis zu der durch Beschluß 
des Exekutivrats des Internationalen Währungs- 


fonds zugelassenen Bandbreite relativ eng ist. Es 
wäre zulässig, vorübergehend ohne unerträgliche 
Störungen der innergemeinschaftlichen Beziehungen 
eine Bandbreite beizubehalten, die bewirkt, daß der 
Höchstabstand zwischen dem Kurs der am stärksten 
bewerteten Währung und dem Kurs der am 
schwächsten bewerteten Währung der Gemeinschaft 
in einem gegebenen Zeitpunkt 2^/o nicht überschrei- 
tet. 

Es ist daher notwendig, daß die Zentralbanken 
der Mitgliedstaaten ihre Interventionen auf dem 
Devisenmarkt koordinieren, um dieses Ziel zu er- 
reichen. 

Diese Interventionen sollten nicht nur in Dollar, 
sondern auch in Gemeinschaftswährungen durch- 
geführt werden. 

Die Begleichung der Salden aus diesen Operatio- 
nen zwischen Mitgliedstaaten würde erleichtert, 
wenn die Salden bei einem Europäischen Fonds für 
währungspolitische Zusammenarbeit verbucht wür- 
den, der dem Ausschuß der Zentralbankpräsiden- 
ten unterstehen würde; außerdem hat die Schaffung 
eines solchen Fonds den Vorteil, daß die Dollar- 
positionen innerhalb der Gemeinschaft besser aus- 
geglichen werden und vermieden wird, daß einige 
Länder Dollarguthaben ansammeln, während an- 
dere Länder Dollarguthaben verlieren und die Ge- 
meinschaft in ihrer Gesamtheit gegenüber der Au- 
ßenwelt im Gleichgewicht ist. 

Die internationalen Ereignisse seit Mai 1971 und 
im besonderen die Erweiterung der durch den vor- 
genannten Beschluß des Exekutivrats des IWF zu- 
gelassenen Bandbreiten machen es unumgänglich, 
die Schaffung dieses Fonds zu beschleunigen; seine 
Einrichtung war bereits im Schlußkommunique der 
Konferenz der .Staats- und Regierungschefs vom 1. 
und 2. Dezember 1969 in Den Haag und in der Ent- 
schließung des Rates und der Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten vom 22. März 1971 über 
die stufenweise Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion erwähnt worden — 


NEHMEN FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG AN: 

1. Der Rat und die Mitgliedstaaten ersuchen die 
Zentralbanken, die Schwankungen der Wechsel- 
kurse zwischen Währungen der Mitgliedstaaten in 
solchen Grenzen zu halten, daß der Abstand zu 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 28/1 
vom 27. März 1971 


6 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3045 


einem bestimmten Zeitpunkt zwischen dem Kurs der 
am stärksten bewerteten Währung und dem Kurs 
der am schwächsten bewerteten Währung zwei Pro- 
zent nicht übersteigen kann. 

2. Zu diesem Zweck müssen die Zentralbanken auf 
den Märkten der Gemeinschaftsdevisen und des 
Dollars koordiniert intervenieren, damit die vorste- 
hend festgelegten Schwankungsgrenzen zwischen 
diesen Währungen eingehalten werden. 

3. Im Rahmen der in der Ratsentscheidung vom 
22. März 1971 (71/142/EWG) vorgesehenen Koor- 
dinierung durch den Ausschuß der Zentralbankprä- 
sidenten beschließen die Zentralbanken über: 

a) die Modalitäten, nach denen das Gemeinschafts- 
band innerhalb der international zulässigen 
Bandbreite verschoben werden kann; 

b) die Leitlinien für die Interventionspolitik und 
die Modalitäten für die Haltung von Gemein- 
schaftswährungen in ihren Reserven neben den 
verschiedenen Reserveinstrumenten, wobei diese 
Haltung angemessenen Grenzen und Bedingun- 
gen unterworfen ist, die im Zuge der Harmoni- 
sierung der Reservepolitik der Zentralbanken 
festgelegt werden. 


4. Der Rat ist übereingekommen, daß auf der 
Grundlage eines Berichts, den der Ausschuß der 
Zentralbankpräsidenten dem Rat und der Kommis- 
sion über das Funktionieren des abgestimmten Vor- 
gehens der Zentralbanken auf dem Devisenmarkt 
vorlegen wird, so früh wie möglich über die neuen 
Maßnahmen zur fortschreitenden Verringerung der 
unter Ziffer 1 vorgesehenen Bandbreiten sowie über 
den Übergang von einer de facto-Regelung zu einer 
juristisch fixierten Regelung entschieden wird. 

5. Der Rat ersucht den Währungsausschuß und 
den Ausschuß der Zentralbankpräsidenten, vor dem 
30. April 1972 einen Bericht an Rat und Kommission 
über die Errichtung, die Aufgaben und Satzung 
eines europäischen Fonds für währungspolitische 
Zusammenarbeit zu erstellen, damit der Rat vor der 
nächsten Jahresversammlung des internationalen 
Währungsfonds eine Entscheidung treffen kann. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 73/14 
vom 27. März 1971 
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